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Im Zuge der Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative beschloss der Bundesrat im Ju-
ni 2015, dass künftig die verschiedenen Themen, welche heute in den einzelnen Bilateralen 
Verträgen zwischen der Schweiz und der EU geregelt sind, quasi als Gesamtpaket und unter 
Federführung eines/einer einzigen Verhandlungsleiters/-Leiterin mit der EU diskutiert werden 
sollen. Zudem gibt es seit langem Kräfte in der Schweiz, welche darauf hin arbeiten, dass unser 
Land den bilateralen Weg verlässt. Die Zukunft des Vertragswerks ist daher offener denn je. Für 
Basel-Stadt als Wirtschafts- und Grenzkanton haben die Bilateralen Verträge naturgemäss eine 
besonders hohe Bedeutung und unsere Region wäre von einem Dahinfallen der Abkommen 
ganz besonders stark betroffen. 

Ich bin dem Regierungsrat daher um Beantwortung folgender Fragen dankbar: 

1. Welche Auswirkungen für unseren Kanton und die Wirtschaftsregion wären nach Ein-
schätzung der Regierung bei einem Dahinfallen der Bilateralen Verträge zu erwarten? 

2. Mit welchen Massnahmen sollen die Interessen unseres Kantons und der Region bei den 
anstehenden Verhandlungen mit der EU eingebracht werden? 

3. Wie sieht hier die Zusammenarbeit mit anderen Kantonen aus? 
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